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Geschaftsbericht
des Verwaltungsgerichts
des Kantons Bern

Das Verwaltungsgericht gibt hiermit fiir das Jahr 1966 den in
Artikel 93 des Gesetzes vom 22. Oktober 1961 betreffend die Ver-
waltungsrechtspflege vorgesehenen Bericht ab.

I. Personelles

Infolge tédlichen Unfalls verlor das Verwaltungsgericht sein
Mitglied Herrn Ernst Guggisberg, der dem Gericht wahrend
rund 20 Jahren angehort und seiner Rechtsprechung kraft seiner
Griindlichkeit und Erfahrung als Gemeindeschreiber grosse
Dienste geleistet hat. Dafiir sei ihm auch an dieser Stelle der
Dank des Gerichts ausgesprochen. '

An seiner Stelle wahlte der Grosse Rat zum neuen Mitglied
Herrn Eduard Ziircher, Gemeindeschreiber in Lyss. Gleichzeitig
wurde auch die durch die Wahl von Herrn Wilfried Liithi zum
stéandigen Vizeprésidenten freigewordene nichtstandige Rich-
terstelle neu besetzt in der Person von Frau Dr. phil. Hedwig
Schmid-Opl, Bern, womit die erste Frau Einzug in ein kantonales
Gericht halt.

Die seit 1964 offene Stelle des Gerichtssekretars konnte immer
noch nicht standig besetzt werden. Dem Gericht standen aber
weiterhin die bisherigen Juristen zur Verfiigung; ferner erklarte
sich zur Ubernahme von Sitzungen bereit Herr Fiirsprecher
Samuel Burkhardt, Bern, der noch an seiner Doktordissertation
arbeitet.

Il. Organisation und Tatigkeit

Das Verwaltungsgericht hielt im Berichtsjahr 53 Sitzungen ab,
namlich 52 Kammersitzungen und eine Plenarsitzung. Insge-
samt gingen 557 neue Geschéafte (im Vorjahr 569) ein. Erledigt
wurden 534 Streitfalle (im Vorjahr 530). Von diesen entfielen
117 Falle auf Verwaltungs- und Steuerstreitigkeiten (im Vorjahr
100) und 417 auf Sozialversicherungssachen (im Vorjahr 430);
hievon wurden einzelrichterlich vom Prasidenten 40 Verwal-
tungs- und Steuerrechtsfélle und vom Vizeprésidenten 34 So-
zialversicherungsstreitsachen abgesprochen. Als unerledigt
mussten auf 1967 lbertragen werden: 60 Verwaltungs- und
Steuerrechtsfalle (im Vorjahr 56) und 127 Sozialversicherungs-
streitsachen (im Vorjahr 108).

Dieim Berichtsjahr eingelangten oder vom Vorjahr tibernomme-
nen 34 Beschwerden gegen Einkommens-, Vermdgens- oder
Vermogensgewinnveranlagungen betrafen:

4 Beschwerden die Steuerperiode 1959/60

3 Beschwerden die Steuerperiode 1961/62

22 Beschwerden die Steuerperiode 1963/64

5 Beschwerden die Steuerperiode 1965/66
Von diesen 34 Steuerstreitigkeiten wurden 29 vom Verwaltungs-
gericht oder vom Prasident als Einzelrichter erledigt und 5 wur-
den auf 1967 tibertragen.

Als einzige Instanz in Erbschafts- und Schenkungssteuerstreit-
sachen konnte der Prasident als Einzelrichter von 10 hangigen
Fallen 6 infolge Riickzugs oder Abstandes erledigen; 2 Falle
wurden beurteilt und 2 Falle wurden auf 1967 tGbertragen.
Von den in die einzige Zustandigkeit des Gerichts fallenden
Streitsachen wurden 19 Prozesse erledigt und deren 19 auf 1967
tbertragen. In 5 Fallen wurde die Klage abgewiesen, auf eine
Klage konnte nicht eingetreten werden; 13 Falle wurden durch
Vergleich oder Riickzug erledigt.

Die 80 Beschwerdefalle gegen Verwaltungsentscheide (wovon
27 vom Vorjahr (ibernommen) betrafen wiederum Schleifungs-
verfligungen von Gemeindebehorden sowie Entscheide des Re-
gierungsrates oder von Direktionen iiber Berufsausiibungs- und
Baubewilligungen, administrative Anstaltseinweisungen und
Festsetzung von Burgergutsbeitréagen.

Die 5 Weiterziehungen gegen Entscheide des Regierungsstatt-
halters umfassten 2 Verwandtenunterstiitzungssachen, je einen
Streit tber Kehrichtabfuhrgebiihr und Anschluss an die Ge-
meindekanalisation sowie liber die Abgabe eines Waffener-
werbsscheines.

In der Plenarsitzung wurde eine Frage von grundsétzlicher Be-
deutung Uber die Legitimation zur Beschwerdefliihrung gegen
die Erteilung eines Gastwirtschaftspatentes entschieden.

Die meisten Entscheide werden wie tblich in der Monatsschrift
fir bernisches Verwaltungsrecht und Notariatsrecht veréffent-
licht werden.

111. Ubersicht der Geschéafte im Berichtsjahr 1966

(siehe Tabelle)

A. Kompetenzkonflikte
B. Steuerrechtliche Streitigkeiten
C. Verwaltungsrechtliche Streitigkeiten

I1.
Sozialversicherungsrechtliche Streitsachen

Die Ubersicht weist gegentiber dem Vorjahr insofern Anderun-
gen auf, als der Abschnitt Verwaltungsrechtliche Streitigkeiten
durch Aufnahme einer weitern Rubrik «Weiterziehungen von
Entscheiden der Schatzungskommission in Enteignungs-
sachen» erganzt wurde. Bei den Sozialversicherungsstreitig-
keiten wurden neu die Rubriken «Krankenversicherung» und
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«Ergénzungsleistungen zur AHV und JV » aufgenommen; zu-
dem wurde der Zweig Familienzulagen der Klarheit halber auf-
geteilt in « Familienzulagen in der Landwirtschaft geméass Bun-
desgesetz vom 20.Juni 1952 tiber die Familienzulagen fiir land-
wirtschaftliche Arbeitnehmer und Kleinbauern» und «Kinder-
zulagen fiir Arbeitnehmer gemass kantonalem Gesetz vom
5.Mérz 1961 liber Kinderzulagen fiir Arbeitnehmer. »

Gegen 11 Urteile des Verwaltungsgerichts wurde beim Bundes-
gericht staatsrechtliche Beschwerde erhoben, wozu noch
deren 3 aus dem Vorjahr kommen. Das Bundesgericht hat eine
Beschwerde infolge Riickzugs als erledigt abgeschrieben, auf
4 Beschwerden ist es aus formellen Griinden nicht eingetreten,
eine Beschwerde hat es gutgeheissen und 5 hat es abgewiesen;
3 sind noch hangig. .

Im ersten beurteilten Fall war der Steuerwohnsitz im interkanto-
nalen Verhéaltnis zu bestimmen. Ein lediger hoherer Post-
beamter wurde im Jahre 1960 von der Kreispostdirektion Ziirich
an die Generaldirektion in Bern versetzt, behielt aber seine von
ihm und seiner ebenfalls ledigen Schwester, die dort weiterhin
erwerbstatig blieb, gemietete Wohnung bei. Er betatigte sich
intensiv sportlich und nahm an sportlichen Wettkdmpfen teil.
Soweit der Dienst oder die an einem Sonntag stattfindenden
sportlichen Veranstaltungen es erlaubten, verbrachte er das
Wochenende in der Regel bei seiner Schwester in Ziirich. Bis
1.Januar 1964 wurde von den bernischen Steuerbehdrden der
steuerrechtliche Wohnsitz in Zirich anerkannt. Von diesem
Zeitpunkt an hielten sie dafur, die Beziehungen zu Bern hétten
sich nunmehr derart gefestigt, z.B. auch durch die Mitglied-
schaft bei einem bernischen Sportverein, dass Bern als Arbeits-
ortauch als zivilrechtlicher Wohnsitz zu gelten habe. Die Rekurs-
kommission und das Verwaltungsgericht tibernahmen diesen
Standpunkt. Das Bundesgericht nahm indes, obwohl nur die
schwachste noch anerkannte familiare Beziehung bestehe, an-
gesichts der besondern Umsténde des Falles an, der Beschwer-
defiihrer habe seinen Wohnsitz in Zurich beibehalten (BGE vom
23.Februar 1966 i.S. W.R.).

Die zweite Beschwerde richtete sich gegen einen Entscheid der
Sozialversicherungsabteilung tiber kantonale Kinderzulagen.
Das Verwaltungsgericht hatte einen Uhrensteinbohrer, der fiir
eine Uhrensteinfabrik standig Arbeiten ausfihrte, als unselb-
standigen Heimarbeiter betrachtet und damit den Auftraggeber
als Arbeitgeber im Sinne des kantonalen Gesetzes vom
5.Marz 1961 iber Kinderzulagen fiir Arbeitnehmer als beitrags-
pflichtig erklart. Das Bundesgericht hat die Beschwerde ab-
gewiesen (BGE vom 4.November 1966 i.S. G.V.).

Der dritte Fall hatte die Entrichtung der Handanderungsabgabe
bei Weiterverausserung eines abtretbaren Kaufrechts zum Ge-
genstand. Das Verwaltungsgericht betrachtete eine derartige
Abtretung als ein der Handanderungsabgabe unterliegendes
Rechtsgeschaft, da damit wirtschaftlich tber die Liegenschaft
selber verfiigt werde (sog. wirtschaftliche Handénderung) und
berechnete die Abgabe auf Grund des im Kaufrechtsvertrag
verurkundeten Kaufpreises nebst dem fir die Abtretung des
Kaufrechtes bezahlten Aufpreis. Das Bundesgericht schitzte
diese Auffassung in allen Teilen (BGE vom 27. April 1966
i.S. P.K.).

Der vierte Fall ist von Bedeutung fiir die Durchfihrung von
Bodenverbesserungen. In seiner Beschwerde gegen den Ent-
scheid der kantonalen Bodenverbesserungskommission hatte
der Beschwerdefiihrer die Neuzuteilung deswegen beanstandet,
weil seinen Wiinschen hinsichtlich Lage der Grundstiicke nicht
Rechnung getragen worden sei und die neuzugeteilten Grund-
stiicke Uberbewertet seien, so dass er bei der Neuzuteilung zu
schlecht wegkomme. Das Verwaltungsgericht stellte einmal
fest, dass die Beschwerde gegen die kantonale Bodenverbes-
serungskommission nach Art.69 Gesetz vom 26.Mai 1963 lber
Bodenverbesserungen und landwirtschaftliche Hochbauten
kassatorischer Natur sei. In der Sache wies es die Beschwerde
als unbegriindet ab. Das Bundesgericht hat die staatsrechtliche

Beschwerde abgewiesen. Der Entscheid gab ihm Gelegenheit,
sich zur umstrittenen Frage auszusprechen, ob im Neuzutei-
lungsverfahren auch noch die Bonitierung der einem Genossen-
schafter neu zugeteilten Grundstiicke in Frage gestellt werden
kénne. Es kam zum Schluss, dass diese Moglichkeit bei grosse-
ren Guterzusammenlegungen vorbehalten bleiben miisse, in
Ubersichtlichen Fallen sei hingegen dem Beteiligten zuzumuten,
nicht nur die Bonitierung der eigenen Grundstiicke, sondern
auch die der von den lbrigen Genossenschafter eingeworfenen
Grundstiicke nachzuprifen (BGE vom 22.Juni 1966i.S. F.).

Im funften Fall stand die Frage zur Beurteilung, wie ein viele
Jahre zum voraus bezahlter Mietzins einkommenssteuermassig
zu behandeln ist und wie sich der zum voraus bezahlte Mietzins
in der Vermdgenssteuer auswirkt. Das Verwaltungsgericht er-
klarte den im gegebenen Fall fir ein Geschaftshaus fiir 35 Jahre
zum voraus bezahlten Mietzins von rund Fr. 500000.— als Ein-
kommen im Jahre der Entrichtung steuerbar; bei der Fest-
setzung des steuerbaren Vermogens hielt es dafir, dass der
zum voraus bezahlte Mietzins bis zum Ablauf der Mietsdauer
zum jeweiligen Barwert bei jeder neuen Veranlagung éhnlich wie
bei Wohnrechten als Schuld in Abzug zu bringen sei. Das Bun-
desgericht hat die vom Steuerpflichtigen erhobene Beschwerde
abgewiesen (BGE vom 3.Februar 1967 i.S. H.).

Der letzte Fall betrifft die Legitimation einer Gemeinde und eines
Berufsverbandes gegen die Erteilung eines neuen Gastwirt-
schaftspatentes. Das Verwaltungsgericht hat beiden die Legiti-
mation abgesprochen, einerseits weil der Gemeinde im Ver-
fahren auf Erteilung eines Gastwirtschaftspatentes nur Hilfs-
funktionen zukommen, wahrend die Erteilung des Patentes in
den Handen der kantonalen Behorden liegt, andererseits, weil
die Bedirfnisklausel des bernischen Gastwirtschaftsgesetzes
vom 8.Mai 1938 eine reine Massnahme zur Bekampfung des
Alkoholismus darstellt und keinen Konkurrenzschutz bezweckt,
so dass die beschwerdefiihrenden Hotel- und Wirtevereine
auch nicht in der Lage sind, rechtlich geschiitzte Interessen
ihrer Mitglieder wahrzunehmen. Die gegen diesen Entscheid
von den beiden Berufsverbanden erhobene Beschwerde hat das
Bundesgericht abgewiesen (BGE vom 4.Februar 1967 i. S. Hote-
lier- und Wirtevereine B.). In den beiden letztgenannten Fallen
steht die schriftliche Ausfertigung des Urteils noch aus.

Im Berichtsjahr sind 62 Entscheide des Verwaltungsgerichts in
Sozialversicherungssachen an das Eidgendssische Versiche-
rungsgericht weitergezogen worden. Dieses hat 45 Berufungen
abgewiesen, 16 wurden ganz oder teilweise zugesprochen, auf
einen Fall trat das Gericht nicht ein.

IV. Rechtspflege und Gesetzgebung

Die Geschaftslast auf dem Gebiet der steuer- und verwaltungs-
rechtlichen Streitigkeiten stieg um 21 Falle. Diese Zunahme ist
hauptsachlich auf die neu dem Verwaltungsgericht zugewiese-
nen Streitsachen aus dem Gesetz vom 3. Oktober 1965 (iber Er-
ziehungs- und Versorgungsmassnahmen zuriickzufiihren. Ent-
scheide der Schatzungskommissionen zur Festsetzung der Ent-
eignungsentschadigung geméass dem neuen Gesetz vom
3.Oktober 1965 liber die Enteignung wurden bislang zwei ans
Verwaltungsgericht weitergezogen; mit Mehreingéangen auf die-
sem Rechtsgebiet muss indessen gerechnet werden. Die Zahl
der Sitzungen der steuer- und verwaltungsrechtlichen Abteilung
stieg entsprechend auf 22.

Die Anzahl der im Berichtsjahr eingegangenen Geschéfte aus
den total 7 Sozialversicherungszweigen ist gesamthaft gesehen
gegeniber dem Vorjahr etwas zurlickgegangen. Es betrifft dies
vor allem die Geschafte aus der Invalidenversicherung, wo-
gegen diejenigen aus der Alters- und Hinterlassenenversiche-
rung leicht zugenommen haben. Neu sind im Berichtsjahr
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Ubersicht der Geschifte im Berichtsjahr 1966

1. Steuer- und verwaltungsrechtliche Streitsachen 1966

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10
Vom Vor- 1966 Total Zu- Abge- Nicht- Be- Abstand Total Un-
jahr 1965 ein- gespro- wiesen ein- urteilt Rickzug erledigt erledigt
uber- gelangt chen treten Gegen- auf 1967
nommen standslos tber-
Vergleich tragen
A. Kompetenzkonflikte .............................. — 4 4 1 1 — 2 — 2 2
B. Steuerrechtliche Streitigkeiten
1. Beschwerden gegen Entscheide der Rekurskommis-
sion auf dem Gebiete der direkten Staats- und Gemein-
desteuern
a) Verwaltunsgericht ....... ..ot 9 o5 34 10 15 — 25 — 25 5
b) Der Prasident als Einzelrichter . — 3 — 3 1 4 —
2. Beschwerden in Erbschafts- und Schenkungssteuer-
(- Vod 1 -3 | R ST
a) Verwaltungsgericht ........oovviiiiiiieiiiennnns \ 3 7 10 — 1 — 1 — 1 2
b) Der Prasident als Einzelrichter................ooo0ut f — - 1 1 6 7 —
3. Beschwerden betr. Bestimmung des Veranlagungs-
ortes und Bemessung der Steueranteile der Gemeinden
(Art.106 und 204 StG)
a) Verwaltungsgericht ...t _ 3 3 — 2 — 2 — 2 —
b) Der Prasident als Einzelrichter...............ooo0a — — — — 1 1 —
4. Weiterziehung von Entscheiden des Regierungsstatt-
halters betr. besonderen Gemeindesteuern
a) Verwaltungsgericht .......... ..ot } _ — — — — — — -
b) Der Prasident als Einzelrichter....................... - - s — = — == == —
C. Verwaltungsrechtliche Streitigkeiten
1. Als einzige kantonale Urteilsinstanz
a) Verwaltungsgericht................cooiiiiii i, | 16 29 38 — 5 — 5 — 5 19
b) Der Prasident als Einzelrichter.................oovu0. | — — 1 1 13 14 —
2. Beschwerden gegen Verwaltungsentscheide
a) Verwaltungsgericht . . . cvwwwwon v o 5 5 v 5 0 v 6 compmmommonin 0 x } o7 53 80 5 26 5 36 1 37 30
b) Der Prasident als Einzelrichter....................... — — 1 1 12 13 —
3. Weiterziehung von Entscheiden des Regierungsstatt-
. halters
a) Verwaltungsgericht ........ ...t } _ 5 5 1 2 — 3 — 3 1
b) Der Prasident als Einzelrichter.....................0. — 1 — 1 — 1 —
4. Beschwerden gegen Entscheide der kantonalen Boden-
verbesserungskommission
a) Verwaltungsgericht ....... ...t 1 _ 1 — 1 — 1 — 1 —
b) Der Prasident als Einzelrichter................... ... — — — — — — o
5. Weiterziehungen von Entscheiden der Schatzungs-
kommission in Enteignungssachen
a) Verwaltungsgericht ..o } " 0 0 — 1 — 1 —_ 1 1
b) Der Prasident als Einzelrichter....................... — — — — — - —
TOtal ot e s 56 121 177 17 58 8 83 34 117 60
1. Sozialversicherungsrechtliche Streitsachen 1966
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10
Vom Vor- 1966 Total Zu- Abge- Nicht- Be- Riickzug Total Unerle-
jahr 1965 ein- gespro- wiesen ein- urteilt Gegen- erledigt digt auf
uber- gelangt chen treten standslos 1967 Gber-
nommen Vergleich tragen
AHV
a) Verwaltungsgericht ... | 19 96 115 12 44 — 56 — 56 43
b) Der Prasident als Einzelrichter....................... | 1 7 1 9 7 16 =
Invalidenversicherung
a) Verwaltungsgericht ...... ... } 81 301 402 112 203 2 317 — 317 75
b) Der Prasident als Einzelrichter....................... 1 4 1 6 4 10 —
Familienzulagen in der Landwirtschaft
a) Verwaltungsgericht ... } _ 4 4 — 2 — 3 — 3 1
b) Der Prasident als Einzelrichter.................... ... — — —_ — - - -
Kantonale Familienzulagen (Kinderzulagen fur Arbeit-
nehmer)
a) Verwaltlungsgericht .coovvismsnni v v e vomummvnnssovene } 4 6 10 2 3 — 5 — 5 3
b) Der Prasident als Einzelrichter.................... ... 1 1 — 2 — 2 —
Erwerbsersatzordnung
a) Verwaltungsgericht cccannissiiiiieavammnnsssisiais } 4 1 5 — 1 — 1 — 1 -
b) Der Prasident als Einzelrichter....................... — 4 — 4 = 4 —
Krankenversicherung
a) Verwaltungsgericht ..., } _ 7 7 1 — —_ 1 e 1 4
b) Der Prasident als Einzelrichter....................... — — — — 2 2 —
Erganzungsleistungen zur AHV und IV
a) Verwaltungsgericht cooviasisisvivcosmmananinssivigos } _ 1 1 — - — — _— _— 1
b) Der Prasident als Einzelrichter....................... — — = = s - -
TOtAl ssns5s556sssoammasmeEss 358008 OUEERTE 3R T80 108 436 544 130 270 4 404 13 417 127
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7 Streitigkeiten aus der Krankenversicherung beim Verwaltungs-
gericht anhangig gemacht worden, und zwar handelt es sich um
Beschwerden von Versicherten gegen ihre Krankenkassen.
Davon wurde eine Beschwerde durch Kammerurteil zuge-
sprochen, zwei Verfahren wurden zufolge Abschluss eines Ver-
gleiches in einer Instruktionsverhandlung durch den Einzel-
richter als erledigt abgeschrieben.

Am 1.dJuli 1966 trat das kantonale Gesetz lber Erganzungs-
leistungen zur Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversiche-
rung vom 17. April 1966 in Kraft. Gemé&ss dessen Art.18 kann der
Betroffene gegen Verfligungen der kantonalen Ausgleichs-
kasse beim Verwaltungsgericht Beschwerde fiihren. Im Be-
richtsjahrist bereits eine solche Beschwerde anhéngig gemacht
worden. Die Sozialversicherungsabteilung hielt im Berichtsjahr
31 Kammersitzungen ab.

Die Teilung des Verwaltungsgerichts in zwei Abteilungen mit je
einem sténdigen Vorsitzenden hat sich giinstig ausgewirkt. Die
steuer- und verwaltungsrechtliche Abteilung konnte sich éin-
gehender ihrer Falle widmen und insbesondere Augenscheine
durchfiihren. Diese Augenscheine - im Berichtsjahr waren es
deren 21 — erwiesen sich jeweils als ausserordentlich nutzlich,
indem sie einerseits dem Gericht eine sichere Grundlage fiir den
Entscheid verschaffen, andererseits auch Gelegenheit geben,
den Fall mit den Parteien an Ort und Stelle zu besprechen, was
sehr oft zu einer gutlichen Losung - selbstverstandlich im
Rahmen der gesetzlichen Mdéglichkeiten — fihrt. Das Gericht
konnte zudem auch schon feststellen, dass sich ein Streitfall
an Ort und Stelle ganz anders prasentierte, als man auf Grund
der Akten allein hatte annehmen kénnen.

Was den schon im letzten Geschéftsbericht erwahnten Kur-
taxenstreit anbelangt, so stellte das Bundesgericht (BGE vom
22, September 1965 i.S. H.J.) fest, dass das Verwaltungsgericht

in vertretbarer Weise und ohne Willkir folgern konnte, die Be-
lastung des Ferienhausbesitzers mit der Kurtaxe verstosse
nicht gegen das interne Doppelbesteuerungsverbot des Art.219
Abs.2 StrG, weil die Steuerobjekte der. Vermégens- und Ein-
kommenssteuer (Gebaude- und Mietwert) und der Kurtaxe
(Ferienaufenthalt) nicht identisch seien. Bedenken &usserte es
indessen aus dem Gesichtspunkt der Rechtsgleichheit beziig-
lich der unterschiedlichen Behandlung der (unentgeltlichen)
Gaste der Ferienhausbesitzer und der Einheimischen, da sich
die Annahme des Verwaltungsgerichts, bei solchen Gasten der
Einheimischen handle es sich in der Regel um Angehodrige, die
nicht - wie es bei den Gasten der Ferienhausbesitzer meistens
zutreffen drtte — zur Erholung, sondern aus familidren Griinden
oder um den Verwandten wahrend der Saison auszuhelfen, auf
Erfahrungen friherer Zeiten griinden dirfte und heute nur noch
bedingt glltig sei. Diesen Bedenken sollten die Gemeinden, die
von den Ferienhausbesitzern und ihren Gasten Kurtaxen er-
heben, durch eine:Verfeinerung ihres Kurtaxenreglementes
Rechnung tragen, so dass dann auch die Gaste der Einheimi-
schen, sofern auch sie sich ferienhalber dort aufhalten, die Kur-
taxe zu entrichten héatten.

Im tibrigen haben sich die bisherigen positiven Erfahrungen mit
dem neuen Verwaltungsrechtspflegegesetz auch im Berichts-
jahr bestatigt.

Bern, den 27.Februar 1967.

Im Namen des Verwaltungsgerichts:

Der Prasident: Roos

Der Gerichtsschreiber: Heutschi



	Geschäftsbericht des Verwaltungsgerichts des Kantons Bern

